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Informationen zur Datenerhebung 
gem. Artikel 13 und 14 DSGVO 

1. Verantwortlicher

Verantwortlich für die Verarbeitung von personenbezogenen Daten ist die Kreisverwaltung des 
Westerwaldkreises, vertreten durch den Landrat des Westerwaldkreises, Herrn Achim 
Schwickert, Peter-Altmeier Platz 1, 56410 Montabaur.  

Stellvertretende behördliche Datenschutzbeauftragte der Kreisverwaltung des Westerwaldkreises: 

Frau Sabine Schulz-Lauth 
02602 124-792 
datenschutzbeauftragter@westerwaldkreis.de 

2. Zwecke und Rechtsgrundlagen der Verarbeitung

Wir verarbeiten Ihre personenbezogenen Daten (Anrede, Name, Anschrift, Kontakt- und 

Kommunikationsdaten, Vertrags- und Abrechnungsdaten, für die Bearbeitung der Anfrage 

oder des Auftrags notwendige weitere Informationen sowie alle weiteren im Rahmen eines 

Bewerbungsverfahrens bzw. Wettbewerbsverfahrens abgefragten Informationen) primär zur 

Begründung (z.B. Angebotserstellung, Bearbeitung einer Anfrage), Durchführung und 

Beendigung von Wettbewerbs- und Vergabeverfahren. Insbesondere verarbeiten wir Ihre 

Daten zu Zwecken der Erfüllung unserer (vor-) vertraglichen Pflichten, der Kommunikation 

(z.B. mit Ihnen, unseren Vertragspartnern, anderen Beteiligten wie Behörden, Fachplanern 

oder Unternehmen) sowie zu Zwecken der Rechnungstellung und Geltendmachung, 

Ausübung und Verteidigung von rechtlichen Ansprüchen. Die Verarbeitung erfolgt nur in dem 

für diese Zwecke erforderlichen Umfang. Soweit Sie uns Ihre personenbezogenen Daten nicht 

bereitstellen, wird ein Vertrag i.d.R. nicht abgeschlossen werden können, da wir in diesem Fall 

unseren vertraglichen Pflichten nicht nachkommen können. Rechtsgrundlage für die 

Datenverarbeitung zu vertraglichen Zwecken ist Art. 6 Abs. 1 lit. b DSGVO. Soweit nicht Sie, 

sondern Ihr Arbeit- oder Auftraggeber unser Vertragspartner ist, erfolgt die Verarbeitung Ihrer 

personenbezogenen Daten auf Grundlage von Art. 6 Abs. 1 lit. f DSGVO. Das berechtigte 

Interesse ergibt sich aus der Notwendigkeit der Verarbeitung Ihrer Daten zu vorgenannten 

Zwecken. 
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Darüber hinaus verarbeiten wir Ihre personenbezogenen Daten zur Erfüllung gesetzlicher 

Pflichten, insbesondere steuerrechtlicher Aufbewahrungspflichten in dem hierfür 

erforderlichen Umfang. Rechtsgrundlage ist Art. 6 Abs. 1 lit. c DSGVO i.V.m. der jeweiligen 

gesetzlichen Vorschrift. 

3. Empfänger

Eine Weitergabe Ihrer personenbezogenen Daten erfolgt grundsätzlich nur, soweit dies zur 

Vertragsdurchführung erforderlich ist (z.B. Weitergabe an Behörden oder andere 

Unternehmen, die an der Planung oder Bauausführung beteiligt sind wie Fachplaner oder 

beteiligte Unternehmen und Berater). Im Rahmen unserer Leistungserbringung beauftragen 

wir zudem Auftragsverarbeiter, die bei ihrer Tätigkeit Zugriff auf personenbezogene Daten 

haben können, z.B. Rechenzentrums- oder EDV-Dienstleister. Die Beauftragung solcher 

Dienstleister erfolgt nur im Einklang mit den einschlägigen datenschutzrechtlichen 

Vorschriften. Im Übrigen erfolgt keine Datenweitergabe. 

4. Quellen

In der Regel verarbeiten wir nur personenbezogene Daten, die Sie uns bereitgestellt haben. 

Für die Erbringung unserer vertraglichen Leistungen kann es jedoch erforderlich sein, dass wir 

personenbezogene Daten verarbeiten, die wir von anderen Unternehmen oder sonstigen 

Dritten (z.B. Ihrem Arbeitgeber, Geschäftspartnern oder Behörden) zulässigerweise zu den 

genannten Zwecken erhalten haben. Weiterhin verarbeiten wir ggf. personenbezogene Daten 

aus öffentlich zugänglichen Quellen, z.B. aus Internetauftritten, die wir zulässigerweise zu den 

genannten Vertragszwecken nutzen. 

5. Speicherdauer

Wir verarbeiten Ihre personenbezogenen Daten grundsätzlich nur solange, wie dies für die 

Erreichung des jeweiligen Verarbeitungszwecks und Einhaltung der gesetzlichen 

Aufbewahrungspflichten erforderlich ist. Die gesetzlich vorgeschriebenen 

Aufbewahrungsfristen betragen i.d.R. sechs oder zehn Jahre (vgl. insbesondere § 147 AO). 

Eine längere Speicherung Ihrer Daten kann im Einzelfall mit Blick auf gesetzlichen 

Verjährungsfristen, insbesondere nach §§ 195 ff. BGB oder § 64 UrhG, erforderlich sein. In 

Einzelfällen kann also eine Aufbewahrung von Daten, die für die Geltendmachung, Ausübung 

und Verteidigung rechtlicher Ansprüche im Zusammenhang mit unserer Leistung notwendig 

sind, von bis zu dreißig Jahren oder – in Bezug auf urheberrechtlich relevante Daten – bis zu 

siebzig Jahren nach dem Tode des Urhebers in Betracht kommen. Nach dem Ablauf der 

vorgenannten Fristen werden Ihre Daten gelöscht, es sei denn, Sie haben einer längeren 

Speicherung zugestimmt. 



Kreisverwaltung des Westerwaldkreises | Zentrale Vergabestelle 

- Informationen zur Datenerhebung
gem. Artikel 13 und 14 DSGVO

Vordruck Stand: 01.01.2025   Seite 3 von 3 

6. Betroffenenrechte

Im Zusammenhang mit der Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten haben Sie folgende 

Rechte:  

• Nach Maßgabe von Art. 15 DSGVO können Sie unentgeltlich Auskunft über Ihre

personenbezogenen Daten verlangen. Gemäß Art. 15 Abs. 3 DSGVO haben Sie das Recht,

eine Kopie Ihrer personenbezogenen Daten zu verlangen. Die Einschränkungen des Art. 15

Abs. 4 DSGVO,§ 34 BDSG sind zu beachten.

• Wenn Sie der Auffassung sind, dass die über Ihre Person gespeicherten Daten fehlerhaft

oder unvollständig sind, können Sie gem. Art. 16 DSGVO jederzeit die unverzügliche

Berichtigung oder Vervollständigung dieser Daten verlangen

• Unter den Voraussetzungen des Art. 17 DSGVO können Sie die Löschung Ihrer bei uns

gespeicherten personenbezogenen Daten verlangen. Das Recht auf Löschung unterliegt den

Einschränkungen gem. Art. 17 Abs. 3 DSGVO, § 35 BDSG. • Unter den Voraussetzungen

des Art. 18 DSGVO können Sie die Einschränkung der Verarbeitung Ihrer

personenbezogenen Daten verlangen. • Personenbezogene Daten, die Sie uns bereitgestellt

haben, können Sie unter den Voraussetzungen des Art. 20 DSGVO in einem strukturierten,

gängigen oder maschinenlesbaren Format von uns erhalten oder verlangen, dass wir diese

Daten, soweit dies technisch machbar ist, einem Dritten übermitteln (Recht auf

Datenübertragbarkeit). • Als betroffene Person haben Sie unbeschadet eines anderweitigen

verwaltungsrechtlichen oder gerichtlichen Rechtsbehelfs das Recht auf Beschwerde bei

einer Aufsichtsbehörde, insbesondere in dem Mitgliedstaat Ihres Aufenthaltsorts, Ihres

Arbeitsplatzes oder des Orts des mutmaßlichen Verstoßes, wenn Sie der Ansicht sind, dass

die Verarbeitung der Sie betreffenden personenbezogenen Daten gegen die DSGVO

verstößt.

Mit der Angebotsabgabe versichere ich / versichern wir die Kenntnisnahme und Zustimmung

zur Datenerhebung.


